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rechtzeitig ein Zwischenbescheid unter Angabe 
der Gründe sowie des voraussichtlichen Ab­
schlußtermins zu geben.
(6) Entscheidungen über Beschwerden sind den 
Einreichern der Beschwerden bekanntzugeben 
und zu begründen.“

1961
§ 26 der Verordnung vom 23. Februar 1961 zur 
Verhütung und Bekämpfung der Geschlechts­
krankheiten (GBl. II S. 85) erhält folgende Fas­
sung:

„§ 26
Verfügungen und Beschwerdeverfahren

(1) Verfügungen des Rates des Kreises, Abtei­
lung Gesundheits- und Sozialwesen, haben 
schriftlich zu ergehen, eine Rechtsmittelbeleh­
rung zu enthalten, sind zu begründen und den 
Betroffenen auszuhändigen oder zuzusenden. 
Ist in dringenden Fällen der schriftliche Erlaß 
nicht möglich, kann die Verfügung zunächst 
mündlich bekanntgegeben werden. Die Ent­
scheidung ist dann innerhalb einer Frist von 
drei Tagen schriftlich auszufertigen.
(2) Gegen eine Verfügung des Rates des Krei­
ses, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, 
gemäß § 20 Absätze 1 bis 3, § 22 Abs. 2 Satz 1 
und 3 und Abs. 3, §25, gegen die Versagung 
eines berechtigten Antrages des Betroffenen 
wegen Aufhebung der Unterbringung gemäß 
§ 20 Abs. 4 oder gegen die, Zurücknahme einer 
Zulassung gemäß § 5 Abs. 1 Buchst, c kann Be­
schwerde eingelegt werden. Die Beschwerde 
ist schriftlich oder mündlich unter Angabe der 
Gründe innerhalb einer Woche nach Zugang 
der Entscheidung bei dem Organ einzulegen, 
das die Verfügung getroffen hat.
(3) Über die Beschwerde ist innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach ihrem Eingang zu 
entscheiden. Wird der Beschwerde nicht oder 
nicht in vollem Umfange stattgegeben, ist sie 
innerhalb dieser Frist dem Rat des Bezirkes, 
Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, zur 
Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der 
Beschwerde ist davon zu informieren. Der Flat 
des Bezirkes, Abteilung Gesundheits- und So­
zialwesen, hat innerhalb weiterer zwei Wochen 
endgültig zu entscheiden.
(4) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung 
innerhalb der Frist nicht getroffen werden, ist 
rechtzeitig ein Zwischenbescheid unter Angabe 
der Gründe sowie des voraussichtlichen Ab­
schlußtermins zu geben.
(5) Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung. Das für die Entscheidung jeweils zu­
ständige Organ kann die Durchführung der 
ausgesprochenen Maßnahmen bis zur endgül­
tigen Entscheidung vorläufig aussetzen.
(6) Entscheidungen über Beschwerden haben 
schriftlich zu ergehen, sind zu begründen und 
den Einreichern der Beschwerden auszuhän­
digen oder zuzusenden.“

§ 5 Abs. 1 der Verordnung vom 15. Juni 1961 über 
das Verfahren bei der Berufung und Abberufung

von Werktätigen (GBl. II S. 235) erhält folgende 
Fassung:

„(1). Gegen die Abberufung oder die Ablehnung 
des Antrages des Werktätigen auf Abberufung 
kann Beschwerde eingelegt werden. Der von 
der Entscheidung Betroffene ist darüber zu be­
lehren, daß er Beschwerde einlegen kann. Die 
Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter 
Angabe der Gründe innerhalb einer Frist von 
vier Wochen nach Bekanntgabe der Entschei­
dung bei dem Leiter oder dem Organ eitnzule- 
gen, von dem die Entscheidung getroffen 
wurde. Über die Beschwerde ist innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach ihrem Eingang zu 
entscheiden. Wird der Beschwerde nicht oder 
nicht in vollem Umfange stattgegeben, ist sie 
innerhalb dieser Frist dem übergeordneten 
Leiter oder dem übergeordneten Organ zur 
Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der Be­
schwerde ist davon zu informieren. Der über­
geordnete Leiter oder das übergeordnete Or­
gan hat innerhalb weiterer vier Wochen end­
gültig zu entscheidein. Entscheidungen der Räte 
der Bezirke über Beschwerden sind endgültig. 
Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir­
kung. Kann in Ausnahmefällen eine Entschei­
dung innerhalb der Frist nicht getroffen wer­
den, ist rechtzeitig ein Zwischenbescheid unter 
Angabe der Gründe sowie des voraussichtlichen 
Abschlußtermins zu geben. Entscheidungen 
über Beschwerden haben schriftlich zu ergehen, 
sind zu begründen und den Einreichern der 
Beschwerden auszuhändigen oder zuzusenden. 
Sofern in Statuten der gesellschaftlichen Orga­
nisationen andere Regelungen enthalten sind, 
gelten diese.“

19. a) § 27 Abs. 1 der Verordnung vom 26. Oktober 1961 
zur Verhütung und Bekämpfung der Tuberkulose 
(GBl. II S. 509) erhält folgende Fassung:

„(1) Verfügungen oder Versagungen ihrer Auf­
hebung auf Grund eines berechtigten Antrages 
auf Grund dieser Verordnung haben schriftlich 
zu ergehen, eine Rechtsmittelbelehrung zu ent­
halten, sind zu begründen und den Betroffenen 
auszuhändigen oder zuzusenden.“

b) § 28 der Verordnung vom 26. Oktober 1961 zur 
Verhütung und Bekämpfung der Tuberkulose er­
hält folgende Fassung:

„§ 28
Beschwerdeverfahren

(1) Gegen eine Verfügung oder gegen die Ver­
sagung ihrer Aufhebung auf Grund eines be­
rechtigten Antrages kann Beschwerde eingelegt 
werden. Die Beschwerde ist schriftlich oder 
mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen nach Zugang der 
Verfügung bei dem Rat des Kreises, Abteilung 
Gesundheits- und Sozialwesen, einzulegen, der 
die Verfügung getroffen oder die Aufhebung 
der Verfügung versagt hat.
(2) Über die Beschwerde ist innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach ihrem Eingang zu 
entscheiden. Wird der Beschwerde nicht oder 
nicht in vollem Umfange stattgegeben, ist sie 
innerhalb dieser Frist dem Rat des Bezirkes,


